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Am 21. September 2024 hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) im Wege der
einstweiligen Anordnung einen vorangegangenen Beschluss des
Oberverwaltungsgerichts (OVG) Berlin-Brandenburg vom 18. September 2024
aufgehoben, in dem es um die Darstellung von Wahlergebnissen im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk ging. Anders als das OVG war das BVerfG der Auffassung,
dass die gegenüber dem Rundfunk Berlin-Brandenburg (rbb) angeordnete Pflicht
zur gesonderten Darstellung von Wahlergebnissen von Parteien, die über eine
2%-Hürde kommen und damit verbunden die Pflicht zur Änderung des
Programmkonzeptes einen schweren Eingriff in die Rundfunkfreiheit darstelle, der
in seiner konkreten Ausformung nicht durch die berechtigten Interessen von
Parteien zu rechtfertigen sei. Die Partei Mensch Umwelt Tierschutz
(Tierschutzpartei) hatte im Vorfeld der Landtagswahlen in Brandenburg beim
Verwaltungsgericht Berlin im August 2024 den Erlass einer einstweiligen
Anordnung gegenüber dem rbb – eine der neun öffentlich-rechtlichen
Landesrundfunkanstalten in Deutschland – beantragt. Mit dieser sollte der rbb
verpflichtet werden, in allen Ergebnispräsentationen zur brandenburgischen
Landtagswahl in seinem Landesfernsehprogramm die (voraussichtlichen)
Wahlergebnisse der Tierschutzpartei auszuweisen, sofern diese mindestens zwei
Prozent der Stimmen erreicht und dadurch insgesamt nicht mehr als zehn
Landeslisten in der Ergebnisdarstellung gesondert ausgewiesen werden müssen.
Hintergrund war, dass der rbb bereits bei der letzten Landtagswahl im Jahr 2019
das (für die kleine Tierschutzpartei sehr beachtliche) Ergebnis von 2,6% nicht in
seiner Nachwahlberichterstattung gesondert ausgewiesen hatte, sondern in
seinen Statistiken die Ergebnisse kleinerer Parteien nur summiert unter
„Sonstige“ grafisch dargestellt hatte. Hiergegen war die Tierschutzpartei zwar
erfolgreich gerichtlich vorgegangen (IRIS 2023-8:1/26), eine nachträgliche
Änderung der Berichterstattung konnte damit aber nicht mehr erreicht werden.
Mit dem einstweiligen Vorgehen gegen den rbb wollte die Tierschutzpartei daher
nunmehr ein entsprechendes Vorgehen des rbb verhindern und ihre Darstellung
in der Wahlberichterstattung 2024 sichern. Während das VG Berlin den Antrag
ablehnte, gab in der nächsten Instanz das OVG Berlin-Brandenburg – das bereits
im Verfahren um die Wahl 2019 zugunsten der Tierschutzpartei entschieden hatte
– ihm jedoch statt und verpflichtete den rbb zur gesonderten Ausweisung der
Ergebnisse unter den genannten Bedingungen. Begründet wurde das damit, dass

IRIS Merlin

© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle (Europarat) 2025

Seite 1



die Tierschutzpartei zwar nur einen grundrechtlich geschützten Anspruch auf
abgestufte Chancengleichheit entsprechend ihrer Bedeutung habe. Die Publizität,
die mit einer Ausweisung des individuellen Wahlergebnisses in der
Fernsehberichterstattung am Wahlabend verbunden sei, könne jedoch erhebliche
Auswirkungen auf die öffentliche Wahrnehmung kleinerer Parteien mit
Ergebnissen unterhalb der für den Einzug in den Landtag relevanten 5%-Hürde
haben. Da der Eingriff in die redaktionelle Gestaltungsfreiheit des rbb, der aus der
Verpflichtung zur Nennung des Wahlergebnisses folge, zudem nach Auffassung
des OVG gering sei, überwiege hier das legitime Interesse der Tierschutzpartei.
Das sah das BVerfG in seiner Anordnung deutlich anders und hob den Beschluss
des OVG auf. Im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes, in dem der
Prüfungsumfang des BVerfG auf eine summarische Abwägung potentieller Folgen
der jeweiligen Auswirkungen einer Anordnung bzw. Nicht-Anordnung beschränkt
ist, kam das BVerfG zum Ergebnis, dass die berechtigten Interessen des rbb
überwiegen. Anders als das OVG, sah das BVerfG in der Anordnung einen Eingriff
in die Rundfunkfreiheit von erheblichem Gewicht, da damit nicht nur faktisch
konzeptionelle Änderungen grafischer Darstellungen und der begleitenden
Moderation verbunden seien. Vielmehr werde in die redaktionelle
Gestaltungsfreiheit bei der Erstellung und Umsetzung von Konzepten für eine
Rundfunksendung eingegriffen, die von der Programmfreiheit als Kern der
Rundfunkfreiheit geschützt sei. Danach müsse gewährleistet werden, dass der
Rundfunk frei von externer Einflussnahme entscheiden kann, wie er eine
publizistische Aufgabe erfüllt. Die statische Anordnung des OVG greife in dieses
Recht jedenfalls „tiefgehend“ ein (unabhängig von einer möglichen
Rechtfertigung, die vorliegend nicht geprüft wurde). Die gerichtliche Festlegung
fester Werte, ab wieviel Prozent der Stimmenanteile eine gesonderte Darstellung
zu erfolgen hat, die weder im Tatsächlichen noch verfassungsrechtlich eindeutig
bestimmbar sei, nehme dem rbb im nicht immer vorhersehbaren Verlauf der
Programmgestaltung etwaig notwendig werdende Spielräume zur Anpassung
seines redaktionellen Konzepts. Demgegenüber sei das Interesse von Parteien,
gerade am Wahlabend in der Darstellung angezeigt zu werden, geringer zu
gewichten. Das Interesse an öffentlichkeitswirksamer Darstellung, das die
Tierschutzpartei im Lichte ihres Interesses an der Gewinnung zusätzlicher
künftiger Wähler vorgebracht hatte, sei gerade in der unmittelbaren
Nachwahlberichterstattung nur von geringer Relevanz. Am Wahlabend gehe es
vorrangig um die Berichterstattung zur Sitzverteilung im gerade gewählten
Parlament und den Einfluss der dortigen Mehrheitsverhältnisse auf die
anstehende Bildung der Regierung.

BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats - 1 BvQ 57/24 –

https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2024/09/
qk20240921_1bvq005724.html
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